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Verkündet am
180 April 4975

RegHauptsekretär
Schriftführer

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte:
„o°°‚„„.„„„„„° „„„„„ ‚..„

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigte: „„„„„„„„ „ .............. „

Der 5° Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 48° April 1975

durch den Vorsitzenden Richter

Dr° L a n g k e i t „ die Richter

8 p i e l m e y e r und Dr„ S c h m i t t

sowie die ehrenamtlichen Richter V o g t

und R e i m e r

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Landessozialgerichts für das Land Nordrhein—
Westfalen vom 249 Mai 4974 wird zurückgewiesen„
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G r ü n d e————_——_————--n

Die Klägerin ist Angestellte beim Auswärtigen Amt und als

sogenannte entsandte Kraft ohne ausdrückliche Befristung

bei einer Botschaft der Bundesrepublik im Ausland beschäf—

tigt° Nach Erhöhung der Versicherungspflichtgrenze zum

4° Januar 4972 beantragte die Klägerin bei der beklagten

Ortskrankenkasse Bonn am 42° Januar 4972, sie in entspre—

chender Anwendung des 5 475 b Abs° 4 der Reichsversicherungs—

ordnung (RVG) von der Versicherungspflicht zu befreien‚

weil sie durch die genannte Erhöhung zwar nicht tatsächlich,

aber doch dem Grunde nach versicherungspflichtig geworden

sei und einen ausreichenden priVaten Krankenversicherungs—

schutz habe°

Die Beklagte lehnte die Befreiung ab, weil die Klägerin we—

gen ihrer Beschäftigung im Ausland ohnehin versicherunge—

frei sei (Bescheid vom 54° Mai 4972, Widerspruchsbescheid

vom 47° August 4972)° Die Klägerin meinte‚ wenn schon die

Befreiung nicht ausgesprochen werden könnte„müsse doch zu—

mindest klargestellt werden‚ daß die Monatsfrist des 5 475 a

Abs° 2 EVO iVm 5 475 b Abs° 4 Satz 2 RVO erst mit der näch-
sten Beschäftigung in der Bonner Zentrale beginne, mit der

nach einigen Jahren Auslandsaufenthalt wieder zu rechnen sei°

Das Sozialgericht (SG) hat die Beklagte zur Erteilung eines

Befreiungsbescheides verurteilt und gemeint, @ 473 b Abs° 4

EVO müsse im Wege der Lückenausfülluhg entsprechend ange—

wendet werden° Für die Klägerin sei die Befreiung von be—
sonderem Interesse, weil sie anderenfalls in den vorgese—

henen Zeiten der Beschäftigung im Inland praktisch doppelt

versichert sein müsse (Urteil vom 40 Dezember 4972)° Das
Landessozialgericht (LSG) hat die Klage hingegen abge-

wiesen und ausgeführt: Die Klägerin, die weit überwiegend
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im Ausland tätig sei, könne auch bei großzügiger Anwendung
der sogenannten Ausstrahlungstheorie während ihrer Auslands—

beschäftigung nicht als versicherungspflichtig angesehen

werden° Die Befreiung versicherungsfreier Besohäftigter

sei aber logisch nicht möglich° Eine planwidrige Ge—

setzeslücke liege entgegen der Auffassung des SG nicht

vor, weil offenkundig von 5 175 b RVG nur diejenigen Be—
schäftigten erfaßt werden sollten, die von der Ver—

sicherungspflicht eingeholt werden, nicht aber diejenigen,

die nach Erhöhung der Versicherungspflichtgrenze aus

anderen Gründen versicherungspflichtig werden, wie dies

zB° bei bisher Selbständigen oder bei solchen Angestellten

der Fall sei, deren Verdienst unter die Versicherungs—

pflichtgrenze herabsinke°

Die Klägerin hat die von dem LSG zugelassene Revision
eingelegt und beantragt, das erstinstanzliche Urteil

wieder herzustellen; hilfsweise beantragt sie, den Rechts-

streit an das LSG zurückzuverweisen° Sie stellt sich nun—

mehr auf den Standpunkt, sie unterliege auch während ihrer

Auslandsbeschäftigung der Versicherungspflicht in der
Krankenversicherung, so daß eine Befreiung möglich sei,

Was (in 5 4227 Abs, 4 Nr° 2 EVOund 5 2 Abs, 4 Nr„ 2 des
Angestelltenversicherungsgesetzes —AVG—) für die Renten—

versicherung hinsichtlich der bei einer amtlichen Ver—

tretung des Bundes Beschäftigten ausdrücklich festgelegt

sei, müsse für den ganzen Bereich der Sozialversicherung

gelten° Außerdem hätte das LSG weitere Ermittlungen über

die Dauer der Auslandsbeschäftigung der Klägerin an—

stellen müssen, wobei es erkannt hätte, daß sie nicht

ununterbrochen, wie festgestellt, von
4968 bis 4974 im

Ausland beschäftigt gewesen sei°

Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen°
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II

Die Revision ist nicht begründet°

Zutreffend hat das LSG entschieden, daß die beklagte

Krankenkasse nicht verpflichtet ist, die Befreiung der

Klägerin von der Krankenversicherungspflicht zum

4, Januar 4972 auszusprechen, weil sie wegen ihrer Be—

schäftigung im Ausland durch die Erhöhung der Versicherungs—

pflichtgrenze nicht versicherungspflichtig geworden ist und

5 475 b RVOnicht die Möglichkeit vorsieht, von einer nur
in Aussicht stehenden Versicherungspflicht zu befreien°

Der Revision kann nicht darin gefolgt werden, die Klägerin

sei entgegen der Auffassung beider Vorinstanzen am

4° Januar 4972 versicherungspflichtig geworden und des—

halb ohne rechtliche Schwierigkeiten nach 5 475 b RVO

zu befreien, Das LSG hat — insoweit von der Revision

unbeanstandet — festgestellt, daß die Klägerin unbefristet

vom Auswärtigen Amt als "entsandte Kraft" seit 4968 bei

einer deutschen Botschaft im Ausland beschäftigt war,

wobei jedoch nach der Praxis des Arbeitgebers spätestens

nach zwei Auslandsstationen mit einer Unterbrechung der

AuSlandstätigkeit durch eine Tätigkeit in der Bonner
Zentrale zu rechnen war° Da die Klägerin hiernach zum
maßgeblichen Stichtag

— 40 Januar 4972 — in einem unbe—

fristeten, auf Tätigkeit im Ausland abgestellten Beschäf—
tigungsverhältnis stand, kann nicht davon ausgegangen

werden, daß die Beschäftigung im Ausland nur vorübergehend

gewesen sei, was jedoch Voraussetzung für eine Ausdehnung

sozialversicherungsrechtlicher Rechte und Pflichten nach

den Grundsätzen der "Ausstrahlung" ist, wenn, wie hier, mit

dem betreffenden ausländischen Staat keine andere Regelung

getroffen ist (BSG ?, 257; 47, 475; 22, 54)° Die vertrag—
lich zwar vorgesehenen, zeitlich aber unbestimmten Unter—

brechungen durch Inlandsbeschäftigungen ändern daran

nichts°
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Die Versicherungspflicht der Klägerin kann auch nicht aus
allgemeinen Erwägungen hergeleitet werden, wie sie nach

Auffassung der Klägerin in 5 4227 Abs° 4 Nr° 2 RVG, & 2
Abs„ 4 Nr° 2 AVG ihren Niederschlag gefunden haben° Nach

diesen Vorschriften sind bei einer amtlichen Vertretung

des Bundes beschäftigte Deutsche rentenversicherungs—

pflichtig, ohne daß es auf die Dauer der Beschäftigung

ankommt° Diese Regelung läßt aber nicht den Schluß zu,

daß auch in anderen Versicherungszweigen entsprechend

verfahren werden kann° Offenbar gehen die genannten

Vorschriften von der Voraussetzung aus, daß die Durch—

führung der Rentenversicherung von Deutschen in amt—

lichen Vertretungen im Ausland keinen ins Gewicht fallen—

den Schwierigkeiten begegnet, auch wenn diese Personen

viele Jahre lang dort beschäftigt sind° Denn die Durch-
führung der Rentenversicherung erschöpft sich in der

Zeit der Beschäftigung regelmäßig in der Entgegennahme

von Zahlungen° Leistungen der Rehabilitation, die für

die Rentenversicherung ohnehin keine im Vordergrund
V

stehenden typischen Leistungen sind, werden grundsätzlich

nicht im Ausland erbracht (vglc @ 4257 C RVO)° Im Gegen—

satz dazu ist die Durchführung der Krankenversicherung

mit ihren kurzfristigen Risiken und ihrem Sachleistungs—
prinzip im Ausland mit erheblichen Schwierigkeiten

verbunden, denen bei vorübergehender Auslandsbeschäf—

tigung durch die Einschaltung des Arbeitgebers — unvoll—

kommen - Rechnung getragen wird (vgl° @224 RVO)o Zu
Folgerungen, die über die Grundsätze der Ausstrahlung

hinausgehen, gibt auch die Exterritorialität des Arbeits-

platzes der Klägerin keinen Anlaß, Der Rechtsstatus

der Exterritorialität gewährt nur die Freiheit von
Zwangsmaßnahmen seitens des ausländischen Staates, er—
möglicht aber nicht etwa die Ausstrahlung des inlän—

dischen Sozialversicherungsrechts„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


In Übereinstimmung mit den beiden Vorinstanzen muß daher

davon ausgegangen werden, daß die Klägerin durch die Er—
höhung der Versicherungspflichtgrenze zum 4„ Januar 4972

nicht versicherungspflichtig geworden ist, obwohl ihr

Verdienst von nun an unter dieser Grenze lag° Entgegen der

Meinung des SG ist weder das besondere Interesse der Klä—

gerin noch die besondere Fallgestaltung geeignet, entgegen

dem Wortlaut des 5 475 b RVG - etwa im Wege der Lückenaus—

füllung — einen Befreiungsanspruch zu gewähren° Gegen

eine Erweiterung des von 5 475 b RVG nach seinem unmittel—

baren Wortsinn erfaßten Personenkreises spricht nicht nur der

Charakter dieser Vorschrift als Ausnahmeregelung, sondern

auch der Grundsatz, daß Freistellungen von der gesetzlichen
Versicherungspflicht im Interesse der gebotenen Solidarität

der Versichertengemeinschaft nur in begrenztem Umfang

zugelassen werden können (vgl° Urteil des erkennenden Senats

vom 4° Oktober 4975 — SozR Nr„ 76 zu 5 465 RVO)„ Die Be—

fürchtungen der Klägerin, daß sie bei einer späteren
vorübergehenden Inlandsbeschäftigung einerseits versicherunge—

pflichtig würde und andererseits ihre private Versicherung

aufrecht erhalten müßte7 um bei einer weiteren unbefristeten

Entsendung ins Ausland gesichert zu sein weist darauf hin,

daß dann‚ wenn diese Ereignisse eintreten, ein besonderes

Interesse an der Befreiung besteht° Diese ungewissen Er—

eignisse sind aber kein Grund bei Anwendung des % 475 b RVO

davon abzusehen, daß die Erhöhung der Versicherung5pflicht—

grenze schon zur Versicherungspflicht geführt haben muß°

Anders als im Fall des befristet ruhenden Beschäftigungs—

verhältnisses mit den Merkmalen einer die Versicherungs-

pflicht begründenden Tätigkeit (vgl„ dazu Urteil des
420 Senats vom 260 Mai 4974 zu der Befreiung nach Art° 2
5 4 Abs° 4 des Angestelltenversicherungs-Neuregelungs—

gesetzes (AnVNG) idF des Finanzänderung5gesetzes vom
24° Dezember 4967 — BGBl I 4259 - in: Die Angestellten—
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versicherung 4974 8° 526 mit Anmerkung von Lepszy) liegt

bei der Klägerin ein Beschäftigungsverhältnis vor, das

nach seiner Art — Auslandstätigkeit — in jedem Fall ohne
Rücksicht auf die Höhe des Jahresarbeitsverdienstes (JAV)

versicherungsfrei ist und deshalb hinsichtlich der
Versicherungspflicht von den Schwankungen des JAV

gar nicht berührt werden kann„

Indessen ist nicht zu übersehen, daß die Klägerin ein be-

rechtigtes Interesse daran haben kann‚ davor geschützt

zu sein‚ bei einer späteren vorübergehenden Inlands—

beschäftigung versicherungspflichtig zu werden‚.obwohl

sie einen ausreichenden privaten Krankenversicherungs—

schutz hat und ihn aufrecht erhalten möchte° Diesem

Interesse kann aber nicht in der von der Klägerin ge—

wünschten Form einer Feststellung Rechnung getragen
werden, daß die Monatsfrist erst mit der Rückkehr in

die Bundesrepublik Deutschland beginnt° Eine solche
Feststellung wäre rein theoretischer Natur und beträfe

kein Rechtsverhältnis im Sinne des 5 55 Abs° 4 Nr° 4

des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)J das allein feststel—

lungsfähig ist; denn erst mit der Aufnahme einer die
Versicherungspflicht begründenden Tätigkeit wäre die

konkrete Rechtsbeziehüng gegeben, die die Frage nach der

Befreiung von der Versicherungspflicht auslöserikönnte°

Im übrigen scheitert die von der Klägerin hilfsweise be—
gehrte Feststellung auch daran? daß nach geltendem Recht

eine Befreiung von der Krankenversicherungspflicht für
solche Arbeitnehmer‚ die im Ausland nicht versicherungs—

pflichtig beschäftigt waren und nach ihrer Rückkehr

eine versicherungspflichtige Beschäftigung aufnehmen — et—

wa in der Art des Art° 2 5 4 Abs„ 2 AnVNGidF des
Dritten Rentenversicherungs—Änderungsgesetzes vom
28° Juli 4969 (BGBl I 956) - nicht vorgesehen ist°
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Ob darin eine verfassungsrechtlich bedenkliche Ungleich—

behandlung liegt‚ braucht hier jedoch nicht näher er—
örtert zu werden° Jedenfalls müßte es dem Gesetzgeber

überlassen bleiben‚ hier Abhilfe zu schaffen° Hierfür

bietet sich nicht nur die Befreiung nach 5 475 b RVG
ohne Fristbegrenzung nach 5 475 a Abs„ 2 BVG an; auch

privatrechtliche Regelungen (Änderung der allgemeinen
Versicherungsbedingungen) könnten geeignet sein‚ die

Auslandsangestellten vor Härten zu
bewahren„ Im übrigen

hat sich die Klägerin nicht gegen die Auffassung des

LSG gewendet‚ daß es ihr gegenwärtig schon möglich sei9

durch Vereinbarung mit dem privaten Krankenversicherungs—

träger ihre Krankenversicherung in der Zeit einer vorüber—

gehenden Inlandsbeschäftigung zum Ruhen zu bringen und
die Prämienhöhe erheblich herabzusetzen° — Im Hinblick

auf die Ungewissheit der tatsächlichen und rechtlichen

Gegebenheiten bei einer — ebenfalls ungewissen — Be—
schäftigungsaufnahme im Inland sind auch die Voraus—
setzungen einer vorbeugenden Feststellungsklage nicht

gegeben„

Das angefochtene Urteil war daher zu bestätigen (55 470
Abs„ 4 Satz 4, 495 SGG)°
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